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ſie Neubildung der Reichsregierung
Die Erörterungen über die Neubildung der Reichs

ung eilen den Ereigniſſen weit voraus. Zur Stunde
J die neu gewählten Abgeordneten nur in geringer Zahl

Zeitz nherlin anweſend, ſo daß eine wirkliche Fühlungnahme
Kren erfolgen kann. Sie hätte auch wenig Zweck, da der
S präſident die Parkeiführer erſt nach dem Rücktritt
Kreis ſehigen Kabinetts empfangen will. Vorher wird jeden

kein Auftrag an irgendeine Perſönlichkeit erteilt wer
Kieis dieſes Verfahren richtig iſt, mag ſtriktig bleiben.

Regierung iſt noch im Amt, und Hindenburg empfindet
bohl als taktvoll, ſolange mit der Neubildung zu zau

bis die Herren von ſelbſt ihm ihre Portefeuilles zur
fügung geſtellt haben. Sachlich iſt es nicht ganz un
klich, da man allgemein mit einer langen Dauer der
e rechnet, die ſich ſehr wohl bis in den Juli hinein

n kann. Daß auf der Genfer Tagung keine veräntwort
geſamt deutſche Regierung vertreten iſt, mag noch hingehen.
gblatts mal fehlen Briand und Streſemann, die durch Krank

M am Erſcheinen verhindert werden, ſodann iſt die Tages
nung nicht gerade überwältigend. Es ſind die üblichen
kitigkeiten zwiſchen Rumänien und Ungarn, zwiſchen
uen und Polen, alles Dinge, bei denen Unſer Jntereſſe
durch Staatsſekretär von Schubert wahrgenommen wer
kann. Was aber drängt, ſind die wirtſchaftlichen Ent
dungen Wir müſſen endlich Klarheit darüber gewinnen,
die Erhöhung der Eiſenbahntarife bewilligt wird, die
einſchneidender Bedeutung werden können, und ferner
Forderungen einzelner Jnduſtrien, namentlich der eiſen
ſarbeitenden, auf Erhöhung ihrer Preiſe. Beſchlüſſe können
b nicht gefaßt werden, weil eine Regierung in Liqui

talkreis

tteigeſhätſ

t

nicht ihre Nachfolgerin binden darf

Kombinationene iſt ſelbſtverſtändlich, daß man ſich in der Oeffent

keit mit der Frage beſchäftigt, auf welcher Baſis die
1 iſtige Politik Deutſchlands geführt werden ſoll. Solange
In ſich dabei bewußt bleibt, daß es ſich um theoretiſche

Nrachtungen handelt, iſt dagegen wenig einzuwenden, zu
les ganz gut iſt, wenn das deutſche Volk durch ſeine

Nufenen Organe, die Zeitungen, ſeine eigenen Wünſche
Anſichten äußert. Nur hat es wenig Zweck, ſich ſchon

r Einzelheiten zu ſtrekten oder in das Rätſelraten
I Perſönlichkeiten einzuſtimmen, ſolange nicht die Vor

bungen dazu gegeben ſind. Mit Sicherheit kann nie
nd heute ſagen, ob es gelingt, die Große Koalition

ſchaffen. Kräfte ſind genug am Werk, um dieſe ein

n berkennen, daß ſich auch die Widerſtände regen. Sie
ihrer Wirkung abzuſchätzen, iſt vorläufig unmöglich. Er

W nicht ausgeſchloſſen, daß wir eines Tages vor dieſe
ſage geſtellt werden, die dann Antwort heiſcht. Ob eine
l reichende darauf gegeben werden kann, iſt zweiſelhaft.

in dieſem Falle wäre die Auflöſung des Reichstags ver
n uklich der Weisheit letzter Schluß. Das auszuſprechen,

ſcheint uns nötig, damit ſich gewiſſe Kreiſe klar darüber
rden, welches gefährliche Spiel ſie treiben. Wir wiſſen

lerdings ſehr wohl, daß im bürgerlichen Lager einzelne
Emente dieſes Ende mit Schrecken geradezu herbeiſehnen,

l ſie glauben, im Trüben fiſchen zu können. Darauf vecht
en uſſw, hinzuweiſen iſt unbedingt erforderlich.

Der Kampf in der Sozialdemokratie
en lien Schon jetzt zeigt ſich klar genug, daß die Sozialdemo
n, die de atie nicht nur verſtärkt, ſondern auch vadikaliſtert in
in den en Reichstag zurückkehrt. Namentlich gilt das vom Fret

rfolgte Mat Sachſen, in dem ja auch ſchon vor dem Kriege der
m Bezirk Flügel ſeine beſten Poſitzjonen beſeſſen hat. Hätten

ſie Kommuniſten eine Niederlage erlitten, ſo wäre es ver
ſtenve lich den Führern leicht geweſen, dieſe Widerſtände zu
Reichs Wechen. Heute aber, wo die kommuniſtiſche Fraktion mit
Erledin att 45 Mandaten in den Wallotbau einzieht, übt ſte
Alles in weiſellos eine erhöhte Anziehungskraft auf den linken Flit

el der Sozialdemokratie aus. Ein Blick in die Blätter
n Haupt ieſer Richtung, wir erwähnen nur Dresdner und Leipziger

ſten Polkszeitung, lehrt, daß mit dieſen Kreiſen ſchwer zu ar
allen kiten ſein wird. Sie haben auch ſchon den Antrag ge

heit n ellt, den Parteitag einzuberuſen, um dort gegen jede Ge
renden inſchaft mit bürgerlichen Parteien Sturm zu laufen
auf ein darüher wird man ſich am 6. Juni in Köln auseinander

ig allen hen müſſen. Die Tagung des Parteiausſchuſſes in der Rhei
lichen NMiſchen Metropole kann für unſere innere Politik geradezu

ntſcheidend werden. Wie ſich das Kräfteverhältnis zu
t geſtaltet, wiſſen wir nicht. Wenn man ſich aber daran
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4. Jahrgang

erinnert, daß Hermann Müller und Wels ſchon um die
Wende von 1926 zu 1927 bei dem Verſuch, die Große
Koalition herbeizuſühren, geſcheitert ſind, wird man die
Schwierigkeiten jetzt nicht unterſchätzen. Es kommt alles dar
auf an, ob ſie die Schwankenden mit ſich reißen. Trotz
dem ſind dann nicht alle Gefahren behoben. Es iſt ſehr
wohl denkbar, daß ſie, um überhaupt für dieſe Politik
eine Mehrheit zu erzielen, erhebliche ſachliche Zugeſtänd
niſſe machen müſſen. Schon jetzt verlautet, daß ihre For
derungen auf ſoziglem und wirtſchaftlichem Gebiet, ſowie
auf finanziellem für die Nachbarparteien ſchwer tragbar
werden. Werden ſie überſpannt, ſo haben jene Kreiſe der
Deutſchen Volkspartei und des Zentrums, die nur ſehr
widerwillig ein Bündnis mit der Linken eingehen würden,
den gewünſchten Vorwand, um die ganzen Verhandlungen
zum Scheitern zu bringen. Man braucht Müller-Franken
um die Aufgabe, die ihm hier erwächſt, nicht zu beneiden.

Die Deutſche Volkspartei
Wir halten es für angebracht, auf die Hemmungen

hinzuweiſen, die von Herrn Scholz und ſeinen Freunden
ausgehen. Es iſt kein Geheimnis, daß ſie durch die Vor
gänge des letzten Jahres nicht ſonderlich viel zugelernt
haben. Jhre Liebe zu den Deutſchnationglen iſt noch nicht
erloſchen. Ob ſie die Kraft haben, ihren Willen durchzu
ſetzen, iſt eine andere Frage. Es kommt ſchließlich auf eine
Machtprobe zwiſchen ihnen und den Liberalen in der Partei
an, wobei die Erkrankung Streſemanns ſich als ein Minus
herausſtellen wird. Er ſelbſt wäre wahrſcheinlich in der
Lage, auf dem Parteiausſchuß durch ſeinen Namen und
feine Beredtſamkeit eine Mehrheit hinter ſich zu bringen.
Einen anderen, der die gleiche Ueberzeugungskraft beſitzt,
kennen wir nicht. Viel hängt natürtich von der Haltung der
Sozialdemokraten ab Sind ſie wie der Vorwärrs am
Sonntag ausführte, bereit, durch Verzichtleiſtungen die ge
meinſame Arbeit zu fördern, ſo wird Herr Scholz wohl oder
übel die Große Koalition mitmachen müſſen. Anders kaum.
Ein kritiſcher Punkt iſt dabei Preußen. Die Volksparteiler
haben den dringenden Wunſch, auch dort in die Regierung
einzutreten, wogegen ſich wenig ſagen läßt. obwohl die
Land tagsfraktion in ihrer Zuſammenſetzung weit mehr nach
rechts neigt, als die im Reichstage. Es iſt nicht undenkbar,
daß hier eine Parteikriſe herauſbeſchworen wird, von der
man nur wünſchen kann, daß ſie die ſeit langem dringend
notwendige Klärung auch tatſächlich bringt.

Liberale Arbeitsgemeinſchaft
Ein Berliner Blatt hat in dieſen Tagen behauptet,

daß die liberale Arbeits gemeinſchaft bereits auf dem Wege
ſei und dabei beſonders betont, daß der Gedanke in der
Deutſchen Volkspartei Wurzeln gefaßt habe. Das erſcheint
uns etwas voreilig. Eine ſolche Arbeitsgemeinſchaft kommt
nur zwiſchen den Fraktionen in Betracht, die zurzeit noch
gar nicht vorhanden ſind. Wenn die deutſchnationale „Ber
liner Börſenzeitung“ höhnt, die Volkspartei werde ſich
nicht mit dem ſinkenden Schiff der demokratiſchen Partei
belaſten, ſo iſt das bewußte Quertreiberei, die der Angſt
entſtammt. Verloren haben alle bürgerlichen Gruppen. Die
Strömung war ihnen nicht günſtig, und die Schuld daran
trägt Herr von Keudell mit ſeinen Kollegen, die den nötigen
Wind gemacht haben. Etwas ganz anderes aber iſt es, wenn
man ruhig und ſachlich dieſes Problem betrachtet. So wie
die Dinge liegen, werden Deutſche Volkspartei und Demo
kraten im Reichstage kaum noch zur Geltung kommen. Der
Volksparteiler kann erſt nach dem Kommuniſten das Wort
ergreiſen, und die Demokraten, falls ſich die Wirtſchafts
partei noch mit irgendwelchen Splittern verbindet, nach
dieſer. Auch der Zuſammenſchluß der Bauerngruppen, der
offenbar bevorſteht, würde ſie um eine Stelle in der Redner
liſte zurückdrängen. Das iſt reichlich unerfreulich. Bei einer
Arbeits gemeinſchaft würde jedoch der Sprecher noch vor dem
Zentrum auf der Tribüne erſcheinen, ehe die allgemeine
Z Aufmerkſamkeit abgeſtumpft iſt. Es hätte aber auch tak
tiſch einen großen Vorzug. Die Sozialdemokratie muß dann
mit beiden gemeinſam verhandeln. Man wäre alſo im Reich
und in Preußen dann von ſelbſt auf dem Weg zur Großen
Kogalition, oder hätte, wenn dieſe ſcheitern ſollte, dann die
Möglichkeit, gemeinſam vor die Wähler zu treten und duvch
Liſtenverbindung zu verhindern, daß wieder wie diesmal
wichtige und bedeutende Abgeordnete in ihren Kreiſen
wir erinnern nur an Freiherrn von Richthofen und Brodauf

unterliegen. Daß in weiten Kreiſen des Bürgertums eine
ſtarke Stimmung für eine ſolche Annäherung vorhanden
iſt, geht auch aus der Preſſe hervor. Blätter, wie die „Köl
niſche Zeitung“, wie die „Düſſeldorfer Nachrichten“ oder die
Voſſiſche, ſind unter dem Eindruck des 20. Mai dafür ein
getreten. Es iſt nicht undenkbar, daß ſchon in nächſter
Zeit irgendetwas in dieſer Richtung geſchieht

Kriſe in der deutſchnationalen Partei?
Aus einer Mitteilung der „Deutſchen Allgemeinen

Zeitung“ geht hervor, daß Graf Weſtarp die Abſicht hat,
die Führung der Deutſchnationalen niederzulegen. Man
könnte ihm einen ſolchen Entſchluß nachfühlen, denn ſeine
Politik hat ein völliges Fiasko erlitten. Es ſcheint aber,
als ob es ſich hier um eine Demonſtration handelt, und er
eine Vertrauenskundgebung herausfordern will. Das wird
in efrem Schlußſatz angedeutet, wonach er bereit wäre,
eine n ane Betrauung anzunehmen. Wir ſelbſt ſtehen dieſen
Dingen küh! und abwartend gegenüber. Unſer Intereſſe an
einer Geſundung dieſer Partei iſt ſehr gering. Es er
ſcheint auch beſſer, wenn ſie ihre Entwicklung allmähſſtch
durchmacht und an ein Ziel gelangt, das ihr Männer wie
Treviranus oder Lindeiner-Wildau ſtecken. Solange aber
Leute vom Schlage des Oberfinanzrats Bang oder Hugen
bergs in ihren Reihen fechten, hätte auch ein 4Wechſel
in der Führung gar keinen Sinn. Sie wird eines Tages
auseinanderbrechen müſſen, weil ſie unvereinbare Gegen
ſätze in ſich birgt. Das durch eine neue Leitung zu ver
hindern, entſpricht nicht dem Nutzen der Republik

Die Sozialiſten Frankreichs
Der Sozigliſtiſche Parteitag in Toulouſe hat ergebnis

los geendet. Man hat zwar einſtimmig eine Entſchließung
angenommen, aber gerade das beweiſt, daß man die Gegen
ſätze nur überbrückt, nicht ausgeglichen hat. Der linke
Flügel unter Faure mußte auf ein Zuſammengehen mit den
Kommuniſten verzichten, wofür ſder rechte unter Paul
Bonchur und Renaudel die Kampfanſage gegen das Kabinett
Poincaré hingenommen hat. Es iſt das ein Erfolg der
hinreißenden Beredſamkeit Leon Blums, der ungefähr in
der Mitte ſteht. Praktiſch läuft es darauf hinaus, daß
ſich die Sozialiſten wieder ausſchalten, während Posinearé
ſelbſt bereit ſchien, ſie in ſein Kabinett hein un eher e
Hoffentlich wirkt dieſer Fehler nicht als Beiſpiel auf die
deutſchen So ialdemokraten zurück.

Jtalien und Jugoſlavien
Der Balkan iſt heute genauſo wie früher eine Ge

fahrenzone Europas. Die Kabinette in Belgrad und Rom
mögen noch ſo eingehend miteinander verhandeln, um eine
Löſung der albaniſchen Frage herbeizuführen, die Volks
leidenſchaft bricht ſich immer gewaltſamere Bahn. Dabei hat
s keinen Zweck, die Schuld zu verteilen. Was ſich in Belgrad
eveignet hat, iſt gewiß nicht zu verteidigen. Die diplo
matiſchen Gebäude ſind international geſchützt. Jede Dembdn
ſtration dagegen zwingt die eigene Regierung zu Genug
tuung und Entſchuldigung. Auf der anderen Seite kennen
wir das herausfordernde Verhalten der Faseiſten, die ja
eben erſt in Jnnsbruck zur Feier des Kriegseintrittstages auf
dem Konſulat die Flagge gehißt und damit dort Unruhen
hervorgerufen haben. Richard May.
Demokraten und Wahlergebnis

Schwächung der Mitte
Jm „Demokrat“, dem offiziellen Mitteilungsblatt der

Deutſchen Demokratiſchen Partei wird geſchrieben:
Die Sieger im Wahlkampf ſind die ſozialiſtiſchen

Parteien und die neuentſtandenen Jntereſſengruppen. Die
ſozialiſtiſchen Gruppen zuſammen gewinnen rund an
1875 000 Stimmen. Die Bauernpartei, die Wirtſchafts
partei, die Aufwertungsgruppen und die übrigen Splitter
gruppen haben 1320000 Stimmen mehr als 1924. Dem-
gegenüber verliert die Rechte, wenn man den geringen Ge
winn der Völkiſchen vom Geſamtverluſt der Deutſchnatio-
nalen in Abzug bringt, 1370 000 Stimmen, und der Verluſt
der vier Mittelparteien beträgt 1395 000 Stimmen.

Jn dieſer Feſtſtellung liegt die eigentliche Bedeutung
des Wahlergebniſſes, die in der großen demokratiſchen Preſſe
leider faſt gar nicht zum Ausdruck gekommen iſt: Däſe
Mitkelparteien haben zwar prozentuagal nicht
ſo ſtark verloren wie die Deutſchnationale n;
ihr Geſamtverkluſt iſt aber abſolut genommen
faſt ebenſo hoch. Die Größe des deutſchnationalen Ver
luſtes wird überſchätzt, weil er mandatsmäßig beſonders
ſtark in Erſcheinung tritt infolge des ſelbſtändigen Vor
gehens mehrerer Landbundgruppen. Wir werden aber nach
Zuſammentritt des neuen Reichstags vermutlich ſehr bald
bemerk n können, wie die drei Landbundparteien, die bei
den Reichstagswahlen getrennt vorgingen, wieder Anſchluß
bei den Deutſchnationalen finden. Die Deutſchnativna. en
bleiben unbeſtritten die Zweitſtärkſte Partei. Sie haben
eine längere Regierungszeit freilich mit dem Verluſt von 24
Mandaten bezahlen müſſen. Das ſind aber noch immer
nicht 25 Prozent ihres bisherigen Beſtandes. Wenn man
in Betracht zieht, daß die Deutſchnationalen in erſter Linie
für den Regierungskurs verantwortlich waren, ſo hätte
man den Verluſt wohl höher veranſchlagen können. Daß



daneben Zenkrum Und Baheriſche Volkspartei zehn Man
date, die Deutſche Volksparkei, trotzdem die Preſſe aller
Parteien bei Geburtstag und Krankheit ihres Parteiführers
umſangreiche Propagandaarbeit für ſie leiſtete, immerhin
noch ſechs Mandate verlor, iſt auffallend genug.

Noch auffallender aber iſt, daß die Deutſche Demokra
tiſche Partei, obgleich ſie in Oppoſition zu dem herrſchenden
Syſtem ſtand, gleichſalls eine ſchwere Einbuße erlitt Die
Wähler haben keinen Unterſchied gemacht zwiſchen Mittel
parteien und Rechtsparteien; ſie haben auch einen Unter
ſchied gemacht zwiſchen oppoſitionellen und regierenden
Mittelparteien. Sie haben ſich darauf beſchränkt, „radikal“
zu ſtimmen und haben, ſoweit ſie nicht mit dem ſozig
liſtiſchen Stimmzettel demonſtrierken, für irgendeine Partei
votiert, die ihrem ſpeziellen Einzelintereſſe beſonderes Ent
gegenkommen verhieß. Sowohl die Wirtſchaftsparkei, als
auch die verſchiedenen Aufwertungsgruppen haben relativ
viel Stimmen an ſich zu ziehen vermocht, wenn ihre Hoff
nungen auch keineswegs voll erfüllt worden ſind.

Vom Standpunkt der Deutſchen Demokratiſchen Partei
aus liegt kein Grund vor, das Wahlergebnis irgendwie
zu feiern. Der Rückgang der demokratiſchen Stimmen um
rund 21 Prozent iſt eine ſchwere Enttäuſchung, insbeſondere
deshalb, weil die Politik der Partei in den letzten Jahren
klar und zielſicher geführt wurde, und weil die Stimme
mung im Wahlkampf in beinahe allen Teilen des Reiches
bei den Parteianhängern ſchwumgvoll und zuverſichtlich
war. Die Demokraten haben vielleicht niemals ſo durch
weg zugkräftige und in allen Schichten angeſehene Spitzen
kandidaten gehabt, wie bei dieſer Wahl. Sie ſind auch, ge
warnt durch ungünſtige Ergebniſſe bei verſchiedenen Land
tagswahlen, ſrüher als ſonſt an die Wahlvorbereitung ge
gangen. Jrgendwelche beſonderen Hemmniſſe oder Erſchwer
ungen entſtanden auch während des eigentlichen Wahl
kampfes nicht. Wenn trotzdem die Partei 150 000 Stimmen
weniger erhalten hat als ſelbſt im Mai 1924, alſo einem
weſentlich ungünſtigeren Zeitpunkt, ſo zwingt das zu ernſteſter
Prüſung der Lage unſerer Partei

Sicher haben Wirtſchaftspartei, Aufwertungs und
Bauerngruppen in Gemeinſchaft mit den zahlloſen Splitter
parteien eine ganze Anzahl demokratiſcher Stimmen abge
zogen. Sie wiederzugewinnen, wird verhältnismäßig ein
fach ſein. Eine gleich maßloſe Zerſplitterung wird ſich wohl
ſo leicht nicht noch einmal wiederholen die Volksrecht
partei aber wird mit nur zwei Mandaten notwendig aktions
unfähig bleiben, und die Wirtſchaftspartei demonſtriert,
ſobald ſie Gelegenheit erhalten hat, ſich zu betätigen, ihr
Verſagen auch breiteren Wählerkreiſen, wie ſich jetzt im
Sachſen und Thüringen gezeigt hat, wo ein erheblicher Rück
gang der Wirtſchaftspartei zu beobachten iſt. Aber der
demokratiſche Verluſt kann allein durch dieſe Abwanderung
nicht erklärt werden. Es gibt eine ganze Reihe von Wahl
kreiſen, in denen z. B. auch die Wirtſchaftspaärtei verloren
hat und in denen dennoch ein großer Rückgang der demo
kratiſchen Stimmen feſtzuſtellen iſt. Wir erinnern hier nur
an Berlin, wo die Wirtſchaftspartei ihr einziges Mandat
verlor und wo dennoch ein Rückgang der demokratiſchen
Stimmen um beinahe 60 000 Stimmen eintrat. Es liegt

t aß hier die Wähler zur Sozialdemokratie ab
gewandert ſind. Wir wolle heute noch kein abſchließendes
ürteil fällen und begnügen uns mit der Frage, ob das

Feiern republikaniſcher Siege, wie es in manchen Teilen
der Partei und in einem Teil der Preſſe übrich war, nicht ſehr

ſtark auf unſere Koſten geganegen iſt. Hat der Wähler noch
irgendeinen Maßſtab für die Notwendigkeit unſerer Partei,
wenn die demokratiſche Preſſe bei ſozialdemokratiſchen Er
folgen jubelt, obgleich die demokratiſche Partei zu den
geſchlagenen Gruppen gehört? Wir ſind leider nicht be
rechtigt, von den ſozialdemokratiſchen Wählermaſſen zu ſagen

een

Schaſft kleine Wahlkreiſe!
Die Wähler wollen Perſönlichkeiten

Aus dem Ergebnis der Zerſplitterungswahlen des 20.
Mai lind nicht nur für die Demokraten, ſondern auch für die
anderen Parteien, die verloren haben, notwendige Folge

rungen zu ziehen. Eine Konſequenz iſt jetzt ſchon klar er
kennbar: Mit dem bisherigen Wahlſyſtem geht es nicht
weiter. Die Aenderung des Wahlrechtes muß kommen. Sie
wird, darüber ſoll man ſich nicht täuſchen, keineswegs leicht
ſein. Eine Fülle von Problemen tut ſich auf, und die ein
zelnen Probleme werden ſehr genau ſtudiert werden müſſen.
Das aber läßt ſich auch ſchon jetzt erkennen, daß nämlich
unbedingt kleinere Wahlkreiſe geſchaffen werden müſſen.
Das liegt im Intereſſe der Wähler und das liegt ſchließlich
auch im Intereſſe der Abgeordneten, die nicht damit rechnen
können, daß ihre Perſönlichkeit und ihre Arbeit in den
jetzigen rieſigen Wahlkreiſen bekannt wird. Die kleineren
Wahlkreiſe ſind noch nicht das Allheilmittel. Aber wenn wir
jetzt eine vernünftigere Wahlkreiseinteilung gehabt hätten,
ſo wäre eine derartige Zerſplitterung, wie diesmal, beſtimmt
nicht eingetreten. Die Pſychologie des Wählers darf nicht
länger verkannt werden. Es iſt eine durchaus geſunde und
und demokratiſche Auffaſſung bei den Wählern vorhanden.
wenn ſie denjenigen, den ſie wählen ſollen, auch perſönlich
kennen lernen wollen. So entſteht auch eine engere Fühlung-
nahme zwiſchen Wählern und Gewählten, und es iſt mit
Recht auch von Zentrumsſeite darauf hingewieſen worden,
daß das augenblicklich geltende Wahlrecht dem Radikalis
mus zugute kommt, wähnend die vürgerliche Mitte ſich
entweder verärgert zurückzieht oder aber ihre Kräfte im
Splitterparteien erſchöpft und damit politiſch einſlußlos
wird.

Was gerade für die Demokraten bedeutet, wenn die
Wähler ihren Abgeordneten kennen, das zeigt das jetzige
Wahlergebnis ſehr deutlich. Hamburg iſt zwar ein Rieſen-
wahlkreis, aber einer derjenigen Kreiſe, in denen die Aöge
ordneten ſich mit den Wählern wenigſtens noch einigermaßen
bekannt machen können. Johannes Büll iſt in Hamburg
bekannt, und der Erfolg war, daß die Demokraten hier einen
Zuwachs verzeichnen konnten, und daß die Wirtſchaftspartei
hier nicht gewann, wie in ſo vielen anderen Orken, ſondern
zurückgegangen iſt. Der hamburgiſche Miktelſtand, die Ge

„Dein Volk iſt mein Volk“, denn die von dieſen Maſſen ge
wählten Abgeordneten gehen im Parlament ihre eigenen,
uns feineswe immer ſympathiſchen Wege

ein, wir ſagen es noch einmal Wir können den 20.
Mai nicht zu den glücklichen Tagen rechnen. Wir ſind der
Meinung, daß der Mißerfolg der Demokraten ſich auch in der
Politik der nächſten Jahre unheilvoll auswirken wird. Denn
wenn die Sozialdemokratie mehr als die Hälſte der Stimmen
in einer Regierungskoglition innehat, ſo wird das die
Politik vorausſichtlich wenig günſtig beeinfluſſen Die
Große Koalilion wird kommen, weil es keine andere Regier
ungsmehrheit gibt als ſie, aber ſie wird unter ungünſtigeren
Auſpizien kommen, weil die Sozialdemokratie mehr als ſechs
mal ſo viel Mandate beſitzt als die Dembkraten. Der
Schwerpunkt iſt wieder nicht nach der Mitte gerückt ſie,
die durch die Abwanderung von den Deutſchnationalen
hätte geſtärkt werden müſſen, iſt ſtatt deſſen noch weiter
geſchwächt worden. Die Rechte hat bisher den Sozialiſten
in die Hände gearbeitet. Wird in den nächſten Jahren eine
ſiegestkrunkene radikale Sozialdemokratie nicht vielleicht wie
den den Deutſchnationalen Wähler zutreiben?

Das flache Land und der 20. Mai
Es iſt für jede Parteiorganiſation nach vollzogener

Wahl notwendig wie zugleich reizvoll, die Wahlſtatiſtik einer
ſorgfältigen Durchſicht zu unterziehen Die trockenen Zif
fern werden dem Politiker lebendig und reden eine ein
dringliche Sprache Das gilt in beſonderem Maße von den
agrariſchen Stimmen und dem Verhältnis der für eine Par
bei in den Städten und auf dem Lande abgegebenen Stim
men Solche Feſtſtellungen ſind nicht nur für die organi
ſatoriſche Parteiarbeit wertvoll, ſondern auch auf die agrar
politiſche Tätigkeit einzelner Parteien von großem Ein
fluß.

Das hiernach ſich bei einer Ueberprüfung der Abſtim
mung des Landvolkes ergebende Bild iſt trotz des Auftreten
vieler Splitterparteien, die das Ergebnis verfälſchen, für
alle großen Parteien umſo beachtenswerter, als das Be
harrungsvermögen der ländlichen Bevölkerung in politiſchen
Dingen im allgemeinen recht groß iſt. Es mag daher für
die Deutſchnationale Volkspartei beſonders ſchmerzlich ſein,
daß der Rückgang ihrer Stimmen auf dem Lande meiſt noch
viel ſtärker als in den Städten iſt, wie z. B. lin ihren
Hochburgen Pommern, Oſtpreußen und FrankfurtOder. Dar
an hat auch der Trick nichts geändert, mit beſonderen bäuer
lichen Liſten vorzugehen, um ſo die Abwanderung der
enttäuſchten Wähler einzudämmen. Bei der Deutſchen Volks
partei iſt die Entwicklung der Stimmenzahl in Stadt und
Land ziemlich homogen, in einigen Bezirken Oſtelbiens
hat ſie ſich auf dem Lande beſſer behauptet, in Oſtpreußen
ſogar auf Koſten der Deutſchnationalen etwas gewonnen.
Das Zentrum hat ſich in den Landbezirken ziemlich be
hauptet, während die Wirtſchaftspartei auf dem Lande zum
erſten und vermutlich zum letzten Male den anderen bürger
lichen Parteien Stimmen abnehmen konnte.

Aufſchlußreich iſt auch die Entwicklung der ländlichen
Wählerzahlen bei den Demokraten Von den drei Wahl
kreiſen, die entgegen der ſonſtigen Entwicklung gegenüber

verzeichnen haben, ſind zwei Kreiſe, Pommern und Oſt
preußen, rein agrariſch. Und unter den übrigen Verluſt
kreiſen ſind es gerade die überwiegend agrariſchen, wie
HannoverOſt, FrankſfurtOder, Potsdam I, deren Verluſte
längſt nicht ſo ſtark ſind wie die vorherrſchend ſtädtiſchen
und induſtriellen Bezirke. Jn Schleſien iſt das Bild inſofern
verzerrt, als die diesmal dort auf die Deutſche Bauernpartei
gefallenen und übrigens in Preußen völlig verlorenge
gangenen Stimmen bei der nächſten Wahl wieder der De

ſich ihrer Intereſſen nachhaltig annimmt und weil ſie das
wiſſen, deshalb haben ſie ihn gewählt

Jn Pommern, dem anderen Wahlkreis, in dem die De
mokraten gewinnen konnten, iſt es nicht viel anders Hier hat
der Demokrat Lemmer weder Zeit noch Mühe geſcheut, um
mit ſo vielen Wählern wie nur irgendmöglich, bekannt zu
werden. Der Erfolg Jn Kolberg wurden für ihn 2570
Stimmen gegen 2077 im Jahre 1924 abgegeben. Die Wirt
ſchaftspartei hatte 1924 in Kolberg noch 1590 Stimmen,
ſie ging diesmal zurück auf 1220 Stimmen. Der Grund
liegt klar zu Tage. Das Vertrauen des Mittelſtandes in
Ernſt Lemmer war größer, als das Vertrauen auf die leeren
Verſprechungen der Wirtſchaftspartei. Ja, dieſe perſönliche
Arbeit erwies auch, daß die Demokraten durchaus in der
Lage ſind, auf dem Lande Erſolge zu erringen. Das iſt in
Pommern geſchehen Orke, in denen 1924 noch höchſtens
fünf Stimmen für die Demokraten abgegeben wurden, zähl
ben jetzt 120 demokratiſche Stimmzettel. Jm Landkreis Kol
bergKörlin gewannen die Demokraten 1000 Stimmen. Jn
Treptow an der Rega konnte Ernſt Lemmer die Stimmen
mehr als verdoppeln. Jn Köslin, in Stadt und Land Grei
fenberg, im Landkreis Sagtzig, überall dasſelbe Ergebnis

Was ſich ſo bei den Reichstagswahlen gezeigt hat, trat
viel deutlicher hervor bei den Landtagswahlen. Jn des
kleineren Landwahlkreiſen waren die demokratiſchen Abge
ordneten bekannt. Der Hoſbeſitzer Tantzen konnte im Land
teil Lübeck 1924 2019 Stimmen auf ſich vereinigen. Dies
mal waren es 2773. Dasſelbe Bild in Württemberg. Jn
Tübingen kandidierte von den Demokraten Scheef, der dort
allgemein bekannt iſt. Der Erfolg zeigte ſich dadurch, daß
in Tübingen bei den Landtagswahlen gegenüber 2143 Stim
men im Jahre 1924 jetzt 2785 Stimmen abgegeben würden.
Charakteriſtiſcher als dieſe Zunahme aber iſt noch ein an
deres. Für den Reichstag wurden rund 300 Stimmen auf
die demokratiſche Liſte weniger abgegeben, als für den Land
tag und zwar aus dem ganz einfachen Grutnide, weil in dem
Rieſenwahlkreis Württemberg die Spitzenkandidaten der de
mokratiſchen Partei ſich einfach nicht ſo bekannt machen
können, wie das die demokratiſchen Landtagskandidaten tun
konnten. Dieſe wenigen Beiſpiele können beliebig vermehrt
werden. Sie zeigen aber mit zwingender Notwendigkeit,
daß die Wähler Männer und Frauen wählen wollen, die ihr
perſönliches Vertrauen genießen.

192 ihre Stimmen gehalten und ſogar noch Gewinne zu

werbetreibenden Hamburgs wiſſen, daß ein Mann wie Büll

mokratiſchen Partei, woher ſie zum großen Teil
zufallen werden. Jm übrigen hat ſich eine intenſi
klärungsarbeit von demokratiſcher Seite auf dem
Lande ſtets gelohnt, und ſchlechte Stimmergebni
dort faſt immer auf vrganiſatoriſche Mängel zur
führen. Die Deutſche Demokratiſche Partei iſt mit de
ihr im letzten Reichstag getriebenen Agrarpolitik au
rechten Wege Daraus wie aus den zutage gekrekenen Man
geln ihrer ländlichen Organiſation ergeben ſich wingent
Schlußfolgerungen für die kommende Partefarbeit für da

e
e Frakttit

Die parteipolitiſche Einſtellung der andere

Frauen en en ſeNunmehr liegen auch über die Heidelberger Wahle genoſſin
die ſtatiſtiſchen Unterlagen über die getrennte Abſtimmm
zwiſchen Männern und Frauen vor. Aus den Wahlen den all
Heidelberg ergibt ſich, daß bei Annahme einer abeiche n Zweiſe
Geſamtzahl abgegebener gültiger Stimmen für beide G beſtehen
ſchlechter auf 100 Wähler entfallen: bei der Sozialdem Ggerichtsho
kratiſchen Partei 77,75 Wählerinnen, bei der Deutſchnatt ſchluß e
nalen Volkspartei 118,75, Zentrumspartei 181,24, Deutſaſen Staatsh
Volkspartei 108,55, Kommuniſtiſche Partei 61,26, Dem den kann.
kratiſche Partei 99,69, Linke Kommuniſten 50,20, Wirtſchaf öſlerkreiſe
liche Vereinigung des Badiſchen Mittelſtandes 907 aheriſchen
Deutſche Bauernpartei 74,12, Völkiſch-Nationaler Blo ahl in ein
104,03, Chriſtlich- Nationale Bauern und Landvolkpart eder bora
81,73, Nationalſozialiſche Deutſche Arbeiterpartei 6935 der Wahl
Volksvrechtspartei 149,14, Unabhängige Sozialdemokratiſcn Stimme
Partei 127,06, Chriſtlich Soziale Reichspartei 147,64, Al he Partet
Sozialdemokratiſche Partei 105,90, Deutſcher Reichsblock d Hpartei 11

Geſchädigten 81,92. e ennd dieAuch durch dieſe Darlegungen werden die bisherigen m
ſtatiſtiſchen Ergebniſſe beſtätigt, die dahin gehen, daß ſ ſhaftspart
die Sozialdemokraten und Kommuniſten und die Rationg elt nun
ſozialiſten bedeutend weniger Frauen als Männer adg et nun
ſtimmt haben, daß aber andererſeits das Zentrum ſt Lien nur
ſehr ſtark auf ſeine weiblichen Wähler ſtützt, die in ſaß e
doppelt ſo großer Zahl als die männlichen Wähler zur Urn ſondern
gingen. Auch die Deutſchnationale Partei hat als Wähl Volksparte
mehr Frauen als Männer, wobei wohl rein gefühlsmäßt während
Momente den Ausſchlag gaben. Von der Demokratiſche ausgehen
Partei ſind Männer und Frauen nahezu gleich ſtark ve da Be

treten. Parleizerſßſchlagen l
die zahl de

Briefkaſten der Redaktion e e
Thale. Sie haben recht. Wir ſind natürlich mächtlo e ein beſti
Schermen. Der Arbeitslohn iſt grundſätzlich in Höhe vor itzelnen J

45 Reichsmark pro Woche und ein Drittel des Mehrbekrag die Wer
unpfändbar, dieſes Drittel erhöht ſich jedoch nach de ſo ergibt
Zahl der Unterhaltsberechtigten bis auf zwei Drittel Bern Affen
Unterhaltsforderungen der Verwandten und des Ehegatte ſenden
ſind ſowohl Gehalt als Lohn unbeſchränkt pfändbar. Abgeor

Magdeburg. 1. Schöffengericht Berufung Grof e
Strafkammer Reviſion Oberlandgericht. 2. Iſt uns nie a ſür et
bekannt, auch aus dem Adreßbuch nicht zu entnehmen en

K. L. Dieſe Frage ſcheint doch allgemein gekläre e ihren
bekannt zu ſein. Der Kellner hat auf Grund des m bendügt
dem Gaſtwirt geſchloſſenen Dienſtoertrages einen Anſpruſſen bezog
auf Zahlung des zehnprozentigen Bedienungszuſchlags bayheriſenatürlich nur gegen den Gaſt. K. iſt weder in Halle n

auf der Reichsliſte der Wirtſchaftspartei gewählt. ttelfräntiſe
Genthin. Wir ſind anderer Anſicht. Nach 88 4, 10 Ziff. eine Rel

des Poſtſcheckgeſetzes ſind Verpfändung von Poſtſcheckgu len
haben unzuläſſiüg. Erkundigen Sie ſich bei einem An Npirk ger

walt. Zuſtänn v e e e e Meichsverſer T iht vereirDie Politik der Demokraten hat keine Niederlage e ſein ma
litten. Das Programm der Demokraten hat keinen Widel ſeenſtg b
ſtand gefunden. Die Gründe der Verluſte müſſen im eir Meswahlg
zelnen noch erörtert werden. Die Wähler wollen Demokrate Du h
wählen aber ſie müſſen ſie kennen. Ein Programm en d
gut, es iſt aber nicht genug. Und gerade vom demokratiſche Vahlne
Standpunkt haben wir zu beachten und uns deſſen zu freuen hat eß

daß der Wähler einer Perſönlichkeit vertrauen will. Darum nur

Schafft kleine Wahlkreiſe!

Politiſche Notizen
Berfaſſungstage als Nationalfeiertage, hei an 20

Angeſichts der Annahme des ReichsratsAnträges, de den keine
11. Auguſt, als Nationalfeiertag zu erklären, iſt es nich eine and
ohne Jntereſſe, daß in der Mehrzahl der Staaten der Verb. Durch
faſſungstag auch Nationalſeiertag iſt. Jn Dänemark iſt de Vahlre
5. Juni als Tag der Verlaſſung zum Nationalfeierta iſt.
erklärt worden. Auch das Königreich Belgien hat einen nach i
Nationalfeiertag, und zwar den 31. Juli. Das war de Meiches
Tag, an dem im Jahre 1831. der erſte König der Belgie len wir
den Eid auf die Verfaſſung leiſtete. Die älteſte Verfaſſun ind der
haben die Schweiger zu ſetern. Nationalfeiertag iſt bei ihneläſhe Jan
der 1. Auguſt, der Tag der Gründung der Eidgenoſſen um e
ſchaft im Jahre 1291. In Oeſterreich iſt der Tag der Ver ken die
fügung der neuen Verfaſſung, der 12. November, als ge r heuer

ſetzlicher Feiertag eingeführt. Erhehn
Die neue Stimmen- Verteilung im Reichsrat. h

Nach den Wahlen des 20. Mai iſt mit Sicherheit darau e Reg
zu rechnen, daß eine Umbildung einer Reihe von Länder
regierungen erfolgt. Demgemäß werden auch die Inſtrut
onen an die Reichsratsvertreter anders lauten, und es i m g
kein Zweifel, daß die Länder, die bisher eine Rechtepolith rig
vertreten haben, in Zukunft im Reichsrat eine Mehrheit nich. e eſen
mehr zuſammenbringen werden. Sowohl die vier Stimme rn da
Württembergs, als auch die Stimme Oldenburgs werden i t t.
Zukunft kaum gegen eine Reichsregierung der Großen Koali Eben
on abgegeben werden. Selbſt wenn die preußiſchen Pro leſen
vinzen, die bisher nicht immer der preußiſchen Regierunt de
entſprechend geſtimmt haben, ihr Verfahren fortſetzen ſoll i
ten, ſo ergibt ſich ſelbſt für dieſen Fall, daß mindeſten e ſü
58 Stimmen gegen höchſtens 23 ſtehen werden. Damit i e
alſo eine Zweidrittel Mehrheit für verfaſſungsändernde Ceh

ſetze im Reichsrat gegeben. t
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Mreitgenoſſin zur Unterſtützung der Kläger

erns verfaſſungswidriges Wahlgeſetz
Die Ungleichheit der Wähler

u der Meldung, daß die Wirkſchaftspartei Einſpruch
Staatsgerichtshof für das Deutſche Reich erhoben habe,
aß ein ſolcher Einſpruch nach der kürzlich beſchloſſenen

i jdigkeit des Bayeriſchen Stagatsgerichtshofes für ſolche
n wohl kaum in Bekracht kommt, wird von unter
er Seite mitgeteilt, daß die Meldung in dieſer Form
tig iſt. Die Wirtſchaftsparkei hat nicht beim Staats
hof für das Reich ſelbſtändig Einſpruch erhoben,

In ſie iſt, wie übrigens auch noch andere Parteien, dem

e der Fraktion der freien Vereinigung und der
iſchen Landespartei der Deutſchen Demokratiſchen Par
r ſchon vor jener Zuſtändigkeitsänderung geſtellt war,

beige

dach den allgemeinen Normen des Prozeßrechtes kann
Ach ein Zweifel an der Zuläſſigkeit dieſes Vorgehens

wenig beſtehen, wie darüber, daß die Zuſtändigkeit
Miaatsgerichtshofes des Reiches durch die „Rückwirkung“
m Beſchluß auf Erweiterung der Zuſtändigkeit des

iſſchen Staatsgerichtshoſes beigelegt wurde, nicht be
F werden kann. Es handelt ſich um eine Entrechtung

Wählerkreiſe, die, beruhend auf gewiſſen Beſtimmun
es Baheriſchen Landeswahlgeſetzes, ſich gerade bei der
h Wahl in einem Maße ausgewirkt hat, die der Ge
er weder vorausgeſehen noch gewollt haben kann.
hei der Wahl vom 20. Mai 1928 haben in runden
n an Stimmen im ganzen Lande erhalten: Deutſche
kratiſche Partei 107 000, Deutſche Volkspartei 110 000
aftspartei 111 000.
Während die Deutſche Demokratiſche Partei nur um
Stimmen weniger hat, als die Deutſche Volkspartei,
Virtſchaftspartei dagegen ſogar um 1000 Stimmen
erhielt nun auf Grund jener Beſtimmungen von
erhielt nun auf Grund jener Beſtimmungen von dieſen
Parteien nur eine eine Vertretung im Landtage, und
nicht etwa diejenige, die die meiſten Stimmen aufge

h ſondern die an zweiter Stelle ſtehende, die
Volkspartei, dieſe allerdings gleich mit vier Abge
während die beiden anderen Parteien, wie ge

er ausgehen Der Grund dieſer Ungevechtigkett liegt
daß das Bayeriſche Landeswahlgeſetz zur Bekämp
der Parteizerſplitterung einen vollkommen untauglichen
eingeſchlagen hat.
Da die Zahl der Landtagsabgeordneten feſt umgrenzt iſt

ünerhalb der Geſamtzahl den acht einzelnen Wahl
e ein beſtimmter Teil dieſer Geſamtzahl zugeteilt

nzelnen Teilzahlen jedoch derartig verſchieden ſind,
B. die Oberpfalz 10, Oberbayern aber 21 Abgeord

ſo ergibt ſich, daß durch die Teilung der auf die
denen Liſten gefallenen Stimmen durch die Zahl der

betreffenden Wahlkreis zulommenden Abgeordneten zur
ines Abgeordneten in einem Wahlkreiſe eine ganz an
Wählerzahl erforderlich iſt, als in dem anderen. Dies

ſo kraſſen Unterſchieden, daß z. B. in Niederbayern
ärtei für einen Abgeordneten bei der letzten Wahl

limmen brauchte, während eine Partei in Mittel
in ihren Abgeordneten gewählt zu ſehen, 32 293
benötigte. Auf die Wahlkraft des einzelnen Wahl

gten bezogen, bedeutet das nichts anderes, als daß
derbayeriſcher Wähler mit ſeiner Stimme für die
enſetzung des Landtags das eineinhalbfache Gewicht
ittelfränkiſchen Wählers in die Wagſchale zu werfen
Seine Rechtsungleichheit, die ſicher nicht etwa durch
ſchlichen Qualitäten der Wähler im einen und im
Bezirk gerechtfertigt wird.
lche Zuſtände ſind mit der in der bayeriſchen und
Reichsverfaſſung feſtgelegten Gleichheit des Wahl
nicht vereinbar. Dieſes Unrecht, das allenfalls noch
ch ſein mag, wenn es ſich nur auf einen einzelnen
dnetenſitz beſchränkt, iſt nun durch die Beſtimmung
ndeswahlgeſetzes ins nahezu Ungemeſſene ver
Darnach nämlich kann eine Partei ihre ſogenannten
nen“, d. h. diejenigen Stimmen, mit denen ſie
Wahlmeßzahl der einzelnen Wahlkreiſe keinen Sitz

gen hat, nur dann bei der Verteilung der ſogenannten
ſie verwerten, wenn ſie im eigenen Wahlkreis min
s einen Sitz errungen hat. Wenn dazu in einem
leiſe nur zwei Drittel der Wählerſtimmen gehören,

im anderen Wahlkreis, iſt es rechneriſch möglich, daß
Partei an 200 000 Stimmen im ganzen Lande erhalten

em keinen Abgeordnetenſitz errungen haben kann.
eine andere mit 21 826 Stimmen einen Abgeord

t. Durch dieſe Zuſammenhänge ſchlägt das heutige
e Wahlrecht auch dem Begrifſe der Verhältntswahl

ten wird, daß dieſe Beſtimmungen mit der baye
nd der Reichsverfaſſung unvereinbar ſind, hat

baheriſche Landtag nach Erhebung der Klage auf Ent
zum Reichsſtaatsgerichtshof ſeine Zuſtändigkeit für

keiten dieſer Art feſtzuſetzen geſucht in der Weiſe,
der neuen Zuſtändigkeit Rückwirkung bis vor den
m Erhebung jener Klage verleihen wollte. Nach

Rückwirkung unmöglich. Da der bayeriſche Staat ſich
ſamten Rechtſprechung und Rechtswiſſenſchaft iſt eine
er natürlich nicht im Unklaren iſt, hat er jedoch ſeine
iſung des Antrages vor allein auf einen anderen

nwand geſtützt, der bisher im Verſaſſungsrechts-
kinzigartig daſtehen dürfte: denn es dürſte noch
dageweſen ſein, daß ſich ein Staat gegenüber ſeinen

bürgern darauf beruſt, daß ſein eigenes Geſetz rechts
Stiſſrkſam ſei.

r gegenwärtige Zuſtand iſt ſo unbefriedigend, daß
weiteſten Kreiſen, nicht bloß der außerbayeriſchen,
in auch der bayeriſchen Wählerſchaft als unmöglich

mnerträglich empfunden wird, ſo daß auf Anrufung
eich verpflichtet wäre, gemäß Artikel 13 der Reichs

ſſung die Frage der Entſcheidung eines oberſten Ge
hofes des Reiches vorzulegen. Es iſt gewiß zu wün

e daß die Gefahr einer ſo bedauerlichen Erneuerung
Wer Streitigkeiten zwiſchen Reich und Bayern get wird.

Ein intereſſantes Dokument
Wilhelm II. und Stöcker

Kaum ein Mann des öffentlichen Lebens hat ſo ſehr
Laäune und Treuloſigkeit des ehemaligen Kaiſers zu ſpüren
bekommen wie Adolf Stöcker freilich war ſein unentwegtes
Eintreten für Hohenzollerntum und Monarchie in jenen
Jahren, da er mit Walderſee und dem jungen Prinzen
Verbindung gefunden hatte, nicht frei von partei- und macht-
politiſcher Eigennützigkeit geweſen. Wie immer man Stöckers
politiſches Weſen und Wirken beurteilen mag, die menſchlich
unſchöne und rückſichtsloſe Weiſe, mit der in der Mitte
der neunziger Jahre Wilhelm II. den vordem verehrten
und geprieſenen Mann fallen ließ, bedeutete ſchon je und
je einen üblen Zug in ſeinem Weſen

Dr. Walter Frank, ein junger Münchener Hiſtoriker,
hat ſoeben im Verlag R. Hobbing in Berlin die erſte wiſſen
ſchaftliche Geſamtwürdigung der merkwürdigen Erſcheinung
Stöchers gegeben was vorher über den Mann vorlag,
war entweder Apologetik oder Polemik. Das Werk iſt gründ-
lich gearbeitet mancherlei Quellen konnten neu er
ſchloſſen werden, und da gibt es Einblicke, die erſchrecken
laſſen.

Stöcker war, als Kirchenpolitiker, ein leidenſchaftlicher
und konſequenter Vorkämpfer des Gedankens der Trennung

von Staat und Kirche die Kirche, um ihre Miſſion
erfüllen zu können, ſollte nicht in die ſtagts
politiſchen Geſchäfte verſtrickt ſein oder ver
ſtrickt werden können. Seine Auffaſſung fand ge
rade auf der Rechten in dieſem Punkt wenig Gefolgſchaft;
aber er blieb ihr durch all die Jahre ſeines öffentlichen
Wirkens treu und mußte mit ihr auch zu einer Ablehnung
des landesfürſtlichen Summepiskopats kommen. Das hat
er oft genug ausgeſprochen, ſo auch in einer Aufſatzfolge
des Frühjahrs 1899.

Dr. Frank iſt nun in der Lage, aus den Akten des
Evangeliſchen Oberkirchenrates einen Eintrag des Präſi
denten Dr. Barkhauſen vom 25. April 1899 zu veröffent
lichen:

„Der Chef des Geheimen Zivilkabinetts, Wirklicher Ge
heimer Rat Dr. D. von Lucanus, teilte heute dem Unter
zeichneten mit, daß Seine Majeſtät der Kaiſer und Kbnig
von den unter der Spitzmarke: „Die Leitung der Kirche“ in
Nr. 2, 3 und A der „Deutſchen Evangeliſchen Kirchenzeitung“

Was ſoll werden?
wirtſchaftliche

Das Ergebnis der Wahlen hat außer dem unerwarteten
„Ruck nach links ganz eindeutig den Beweis erbvracht, daß
der Gedanke der wirtſchaftlichen Jnteveſſenvertretung durch
die politiſche Partei im Bürgertum feſten Fuß gefaßt hat.
Dieſe Tatſache muß mit aller Klarheit erkannt werden,
wenn die bisherigen bürgerlichen Weltanſchauungsparteien
von der fortſchreitenden Entwicklung in dieſer Richtung
nicht überrannt werden wolten. Da hilft kein „Drum
herumreden“ und kein „Beſchönigenwollen“! Die von
der Sozialdemokratie vertretene Auffaſſung von der mate
riakiſtiſchen Entwicklung unſeres politiſchen Lebens hat bei
den letzten Wahlen geſtegt. Der beſte Beweis dafür iſt
einmal die Neigung des Bürgertums, ſeine oft ganz ein
ſeitigen, eng begrenzten wirtſchaftlichen Intereſſen durch
Parteigrüppchen (Splitterparteien) vertreten zu laſſen, zum
andern aber der Wahlerfolg der Wirtſchaftspartei gegenüber
den Verluſten der bürgerlichen Weltanſchauungsparteien, die
doch bei den beiden katholiſchen Parteien ganz überraſchend
gekommen ſind.

Weltanſchaunngs- oder Jntereſſenpartei!

Was ſoll nun werden Soll das Bürgertum dieſem
Zuge der Zeit folgen und ſeine idegaliſtiſche Auffaſſung vom
voli iſchen Leben über Bord werfen Jſt dem Bürgertum

insbeſondere dem Mittelſtand damit gedient, wenn ſeine
Klaſſenkampſes einlenkt Nie und nimmer. Daswürde
politiſche Willensäußerung in die Bahn des „bürgerlichen“
im Bürgertum den wirtſchaftlichen Kampf aller gegen alle
hedeuten. Das Bürgertum ganz gleich, ob fortſchritt
lich oder konſervativ müßte in ſo viel Berufs und
Standesparteien zerfallen, wie es überhaupt Beruſe und
Stände gibt. Auf dem beſten Wege dazu ſind wir ja bereits
Geht dieſe Entwicklung weiter, dann muß dieſe Intereſſen
gruppierung nach rein wirtſchaftlichen Geſichtspunkten zur
volitiſchen Bedeutungsloſigkeit des Bürgertums führen; denn
den unzähligen bürgerlichen Berufsgruppen ſteht die un
geheure, wirtſchaftlich ganz einheitlich intereſſierte Maſſe
der Arbeiterſchaft gegenüber, die in den beiden ſozialiſtiſchen
Parteien (SPD. und KPD) eine klare Vertretung ihrer
mäateriellen und ideellen Belange findet. Die Entwicklung
zu wirtſchaftlichen Jntereſſenparteien muß alſo folgerichtig
eine Stärkung der ſozialiſtiſchen Parteien bringen und den
Boden bereiten helfen zur allgemeinen Sozialiſierung. Wae
alſo die wirtſchaftliche Jntereſſenpolitik des Bürgertums
verhindern will, das fördert ſie in Wirklichkeit. So wird
der Zweck zur Urſache des Gegenteils

Was ſoll nun werden? Wie finden wir ein Mittel,
um das Bürgertum von dieſem verhängnisvollen Wege ab
zubringen? Eine Ausſprache über dieſe Frage, einen Aus
tauſch von Anregungen unter den demokratiſchen Freunden
unſetes Bezirkes herbeizuführen, das iſt Ziel und Zweck
meiner Ausführungen Jeder, der jetzt im Wahlkampf pra?-
tiſch tätig geweſen iſt, wird Erfahrungen gemacht haben,
die dazu beitragen können, dieſe Frage, die für die Demo
kratiſche Partei vielleicht die Exiſtenzfrage iſt, zu bean
worten. Wir dürſen die Eindrücke nicht erſt verblaſſen
laſſen, nicht bis zum nächſten Wahlkreisparteitagg warten
dann iſt's zu ſpät. Bis dahin muß m. E. die Frage ge
klärt ſein. Der Parteitag gibt dann die Richtlinien für die
weitere Arbeit. Darum friſch ans Werk!

Wenn ich nun im folgenden über meine perſönlichen
Erfahrungen im politiſchen Kampfe berichte und verſuche,
aus dieſen Erlebniſſen praktiſche Schlußfolgerungen für

von 1899 erſchienenen Artikeln Kenntnis genommen und
zu befehlen geruht habe, wegen der darin enthaltenen An
griffe auf das landesherrliche Kirchenregiment die Einleitung
eines Verfahrens gegen den Hofprediger a. D. Stöcker mit
dem Ziel der Entziehung der Rechte des geiſtlichen Standes
in Ausſicht zu nehmen.

Außerdem laſſen Seine Majeſtät dem Unterzeichneten
den Befehl erteilen, mit dem Herrn Juſtizminiſter ins Be
nehmen zu treten und demſelben die Erwägung anheimzu
geben, ob nicht auf Grund der gedachten Artikel eine ſtraf
rechtliche Verfolgung wegen Majeſtätsbeileidigung ein
zuleiten ſei.“

Dieſe paar Zeilen ſind ein Dokument, von dem man
wünſchte, daß die Pfarrer und Kirchenzeitungen es ab
drucken. Eindrucksvoller als lange Erörterungen illuſtriert
es, wie dieſer Monarch die kirchlichen Dinge ſah, und weſſen
er an dummer und gekränkter Ueberheblichkeit und Rachſucht
fähig war. Es würde gewiß ein Stück charakteriſtiſcher
Zeitgeſchichte ſein, das ganze Aktenbündel mitgeteilt zu
erhalten Frank gibt im Weitergang nur knappe Zitate
was verſtändlich iſt. Denn er behandelt ja nicht Wilhelm II.,
ſondern Stöcker (und der ahnte von der ganzen Geſchichte
natürlich nichts). Die Befehle des Kaiſers blieben in bei
den Fällen ohne Wirkung das Miniſterium gab zur
Kenntnis, daß es „jedes Vorgehen gegen Herrn Stöcker

für inopportun“ halten würde, dem Juſtizminiſter erſchien
in höchſtem Maße zweifelhaft“, ob der Richter die kaiſer-

liche Auffaſſung ſich anelgnen werde. Und auch im Ober
kirchenrat fand man den Ausgang eines Diſziplinarverfah
rens „mindeſtens ſehr zweifelhaft“ im übrigen wider
rief der Oberkirchenrat, und wie es ſcheint, in nicht gerade
ſchöner Weiſe dem „bedeutungsloſen, halb vergeſſenen Mann
Gelegenheit zu geben, ſich als Märtyrer ſeiner Ueberzeugung
als unſchuldig Verfolgten zu geberden.“

Die Groteske dieſer Majeſtätsbeleidigungsklage iſt der
Kirche und der politiſchen Geſchichte erſpart geblieben
daß, wer eine andere Kirchenverfaſſung fordert, vor den
Kadi gezerrt wird. Aber es genügt ſchon zu wiſſen, daß ſo
etwas überhaupt gedacht wurde, und ernſthafte Menſchen
damit befaßt waren.

Deutſchnationalen Paſtoren, Superintendenten und auch
Generalſuperintendenten zum beſinnlichen Ueberdenken an
empfohlen.

die zukünftige Arbeit zu ziehen, ſo will ich vorausſchicken,
daß unſere Ortsgruppe den Wahlkampf mit einem Gewinn
von 50 Prozent beſtanden hat, während die Wirtſchafts
partei 35 Prozent verlor. Die beiden anderen bürgerlichen
Parteien haben ebenfalls Verluſte erlitten, nur die Völ
kiſchen konnten für den Nichtortsanſäſſigen vielleicht
eine ganz ſonderbare Erſcheinung einen anſehnlichen
Erfolg buchen. Wie war das möglich Ganz einfach dadurch
daß die Völkiſchen unter Ausnutzung der örtlichen Ereig
niſſe (BürgermeiſterAfſäre, Zank und Streit in den ſtädt
ſchen Körperſchaften) ihre Agitation auf Senſation ein e
geſtellt haben. Allerdings ohne die örtlichen Fragen, etwa
zu löſen im Gegenteil. Aber Herr Wulle hat im Land
tag über die Vorgänge in Bad Schmiedeberg Anfragen ein
gebracht. Er hat ſich um die Nöte der Stadt gekümmert:
Der Kandidat iſt zu ſeinen Wählern in ein perſönliches
Verhältnis gekommen, und dafür iſt man ihm
dankbar geweſen. Auch uns war es ge
glückt, ein örtliches Ereignis, nämlich einen Wohltätigkeits-
ſkandal der „nationalen“ Frauenvereine in der Oefſfentlich
keit an den Pranger ſtellen zu können. Der hat uns viel
Sympathie eingebracht beſonders bei den Rentnern, die
bei dem Vorkommnis die Betrogenen waren. Alſo, örtliche
Verhältniſſe ausnützen, lebendige Verbindung ſchaffen zwi
ſchen Abgeordneten und Wählern! Die völkiſchen Manieren
braucht man ja dabei nicht gerade nachzuahmen. Aber das
Jntereſſe des Volkes muß man erſt auf irgendeine Weiſe
erwecken. Das zeigt ja auch der Beſuch der Wahlverſamm-
lungen, die ihre frühere Bedeutung vollkommen eingebüßt
haben. Alle Wahlverſammlungen in Bad Schmiedeberg waren
ſchlecht beſucht bis auf die mit Herrn Miniſter Dr. Schrei
her und Herrn Wulle. Mit Zeitungsannoneen, Plakaten
und Flugblättern kann man den Bürger nicht mehr auf
vrütteln, wohl aber damit, daß man ihn in ſeinem Be
rufsverein, in ſeiner wirtſchaftlichen Organiſation packt
Dort kann man ihm die Gefahren der reinen Wirtſchafts
politik, des „bürgerlichen“ Klaſſenkampfes, am beſten
zeigen. Der aktive Politiker auch der im kleinſten Dörfſchen

muß ein „Allerweltskerl“ werden. Er muß ſeine Naſe
überall hineinſtecken, aber ſich ja nicht etwa auf ſeine
Standesgenoſſen und politiſchen Freunde beſchränken. Weg
mit dem Standesdünkel! Wir müſſen den Volksſtaat, die
ſoziale Republik, vorleben vor allem auf moraliſchem Ge
biete! Nur wenn wir ſelber Opfer bringen, dann können
wir andere überzeugen. Weite Kreiſe unſeres Volkes ſehen
in dem neuen Staate nur ein notwendiges Uebel. Die
innere Wärme, die ſeeliſche Anteilnnhme an der Staats
form und ihren Symbolen fehlen. Die Republik iſt uns
wie eine überreife Frucht in den Schoß gefallen. Wir brauch
ten nicht darum zu kämpfen, und keine Opfer zu bringen.
Erſt als ſie 1923 in Gefahr kam, da wurde ſie im Volk
lebendig, da entſtand das Reichsbanner zu ihrem Schutze.
Mit dem Reichsbanner können wir unſere weltanſchaulichen
Jdeale im Volke lebendig machen, können wir wieder Be
geiſterung für den Staat erwecken, vor allem bei der Jugend
Aber Opfer müſſen wir bringen nur ſie überzeugen. Darum,
ihr demokratiſchen Freunde, nicht ſchamhaft hinter der Gar
dine ſtehen, wenn das Reichsbanner durch die Straßen
marſchiert! Zeigt Bekennermut! Marſchiert an der Spihze!
Macht nicht Geſichter, als ob ihr euch entſchuldigen wolltet,
daß ihr Republikaner ſeid! Auch viele Geſchäftsleute können
ſchon mitmachen, ſeitdem die Republik geſellſchaftsfähig ge
worden iſt. Auf dieſem Wege können wir der materigliſtiſchen
Entwicklung unſeres politiſchen Lebens einen feſten Damm
entgegenſetzen. Laſſen wir das Reichsbanſner zur ſozial
demokratiſchen Schutztruppe werden, dann haben wir ver
ſpielt,



Das Fehlen einer zenträlen, demokratiſch eingeſtellten
Tageszeitung machte ſich in unſerem Bezirk während des
Wahlkampfes beſonders bemerkbar nachdem die örtliche
Preſſe die Aufnahme parteipolitiſcher Artikel ablehnte. Eine
demokratiſche Tageszeitung in Halle, die die örtlichen Er
eigniſſe des ganzen Bezirks bringt lund Mit arbeiter und
Berichterſtatter werden ſich in allen Kleinſtädten und auch
auf dem Lande finden iſt zur perſönlichen Verbindung
mit dem Abgeordneten und den Partetinſtanzen unbedingt

notwendig
Zum Schluß noch ein Wort an die leitenden Stellen

im Lande Jch empfehle dem Herrn Miniſter für W. K. u. V.
dem Herrn Jnnenminiſter und ihren republikaniſchen Räten,
einmal an einem Verfaſſungstage hinaus ins Land zu fah
ren und ſich hier und dort ein paar Feiern in den Schulen
und bei den Behörden anzuſehen. Zu einem großen Teile,

vielleicht zum größten ſind es Veranſtaltungen, ſo ſach
lich und ſo neutral, daß jede Begeiſterung zum neuen Staate
ſchon im Keime erfrieren muß, auch wenn es im Hochſommer
iſt. Von Stahlhelmern und Hakenkreuzlern republikaniſche
Feiern veranſtalten laſſen, d. h. den Bock zum Gärkner
machen. Dann lieber gar keine Begeiſtern kann nur der Er
zieher, der ſelbſt begeiſtert iſt. Und die Jugend will be
geiſtert werden. Darunt: Landgraf, werde hart!

Keilholz, Bad Schmiedeberg.

Die demokratiſchen Stimmenzahlen
Verluſte und Gewinne

Ueber die Entwicklung der Deutſchen Demokratiſchen
Partei zwiſchen den Dezemberwahlen 1924 und den Wahlen
des 20. Mat 1928 gibt nachſtehende Zuſammenſtellung
Aufſſchluß, in der die Gewinne und Verluſte der einzelnen
Wahlkreiſe prozentual berechnet ſind.

Pommern hatte den höchſten Gewinn von 83,9 Prz.
es folgt Hamburg mit einem Gewinn von Pr.

Den verhältnißmäßig niedrigſten Verluſt haben die
Demokraten in Oſtpreußen zu verzeichnen mit 0,4 Prz.
Die weiteren Verluſte in den einzelnen Wahlkreiſen be
trugen in Köln Aachen 8,2 Prz Frankfurt a. O
9,6 Prz, Oſt Hannover 10,9 Pr. Potsdam l
11,3 Prz, Franken 14 Prz. Württemberg 14,6 Prz.,
Oberbahern Schwaben 15,1 Prz, Niederbayern
Oberpfalz 16,4 Prz., Potsdam i 17,6 Prs„ Leip
zig 19,5 Prz. Weſtfalen-Nord 19,6 Prz., Süd
Hannover Braunſchweig 20,2 Prz HüſſeldorfWeſt

Prz, Siegniß 221 Prz Dresden Bautzen
23,3 Prz, Düſſeldorf- Oſt 23,8 Pr. Oppeln

24 Prz., Weſer Ems 26,7 Prz, Thüringen 26,9 Prz,
Magdeburg Anhalt 28,5 Prz, Heſſen Darmſtadt

30,6 Prz, Baden 31 Prz, Halle Werſebürg
31,5 Prz., Berlin 32,3 Prs, Schleswig Holſtein
329 Prz. Weſtfalen Süd 329 Prz. Heſſen Naſſau

33,8 Prz., Breslau 36,3 Prz, Chemnitz Zwickau
37 Prz, Koblenz Trier 38,3 Prz. Wecklenburg

Lübech 42,7 Prz, Pfalz 445 Pr
Der Geſamtverluſt der demokratiſchen Stimmen be

trug gegenüber 1924 21,8 v. H.
Pommern und Hamburg haben ihre Stimmenziffern

gegenüber dem Ergebnis vom 7. Dezember 1924 geſteigert

Gegenüber den Wahlen vom 4. Mai 1924 haben
10 Wahlkreiſe einen Gewinn zu verzeichnen, und
zwar Oſtpreußen, Potsdam II Potsdam Frankfurt a. O.
Pommern, Oppeln, Köln Aachen, Oberbayern Schwaben,
Riederbayern und Franken. Beſonders günſtig iſt die
Entwicklung in Pommern, wo eine ſtändige Zunahme
der demokratiſchen Stimmen zu verzeichnen iſt. Dem
gegenüber iſt in Dresden Bautzen, in Chemnitz Zwickau
und in Nordweſtfalen eine ſtändige Abnahme zu verzeich
nen, die in Chemnitz ganz beſonders groß iſt. Groß iſt
die Differenz gegenüber den Maiwahlen 1924 in den
Wahlkreiſen Mecklenburg, Magdeburg SchleswigHolſtein,
HeſſenNaſſau und KoblenzTrier. Bei den Kreiſen Oſt
preußen und Oſthannover fällt die Stabilität der Ziffern

von Wahl zu Wahl auf.
Im ganzen iſt zu beachten, daß ein weit über

durchſchnittlicher Verluſt einmal im Südweſten zu
verzeichnen iſt, und zwar iſt er in der Pfalz mehr als
doppelt ſo groß als im Durchſchnitt; nicht viel geringer in
KoblenzTrier und in HeſſenNaſſau, Baden und Heſſen
Darmſtadt immer noch um die Hälfte größer als im
Reichsdurchſchnitt. Ein zweites Gebiet überdurchſchnitt
licher großer Verluſte iſt Mitteldeutſchland beſonders
auffallend iſt der Bezirk Chemnitz-Zwickau mit 37 Pr.
Verluſt; aber auch Halle iſt auffallend ungünſtig, und
Magdeburg und Thüringen drücken gleichfalls den Durch
ſchnitt nicht unbeträchtlich.

Wen ſchädigen die Splitterparteien?
Bauern und Handwerker!

Der Vorſtand der Deutſchen Demokratiſchen Partei
in Baden hat einen Aufruf an die Wähler erlaſſen, in
dem es u. a. heißt

Die Reichstagswahl iſt für die Deutſche Demokratiſche
Partei ſchlecht ausgegangen. Wir ſind in Baden etwas
hinter den Zahlen der Landtagswahl vom 25. Oktober
1925 zurückgeblieben. Dieſes bedauernswerte Ergebnis
iſt nicht zum wenigſten auf die ungeheure Parteizer-
ſplitterung zurückzuführen, der auch unſere badiſche Be
völkerung trotz ihres geſunden politiſchen Verſtandes zum
Opfer gefallen iſt. Die Folge iſt die, daß wie wir
vorausgeſagt haben außer dem Landwirt Damin,
welcher auf der Zentrumsliſte, aber auch nur mit Hilfe
der württembergiſchen Stimmen gewählt wurde, kein
badiſcher Bauer in den Reichstag einziehen wird.
Wir haben richtig vorausgeſehen, daß alle vier ehemaligen
Häupter des badiſchen Landbundes kein Mandat erringen
würden. Ebenſo betrüblich iſt gber, daß ein Hand
werker aus Baden überhaupt nicht mehr im
Reichstag vorhanden iſt. Die Handwerker mögen ſich
überlegen ſoweit ſie nicht die Liſte DietrichBurckhardt
gewählt haben und nicht dem Zentrum angehören
was damit erreicht worden iſt.

geworfen, zwei
politiſchen Parteien

Faſt 120000 Stimmen ſind in Baden völlig weg
wertvolle Mandate verſcherzt und die

geſchwächt worden. Jm Reichstag
über wird bei der Uebermacht der Sozialdemokratie und
der Schwäche der Mittelparkeien jegliche Regierungsbil
dung für das Bürgertum außerordentlich ſchwierig werden.

Wunder des heiligen Bürokratius
50 Pfennig Notſtandsbeihilfe

Man ſollte es nicht für möglich halten, aber es iſt
in der Tat ſo Einer Anzahl kleiner Landwirte in Me
wegen, Kreis Randow in Pommern, die im vergangenen
Jahre recht ſchwere Waſſerſchäden erlitten haben, iſt eine
Rotſtandsbeihilfe von ſage und ſchreibe 50 Pfennig aus
gezahlt.

WahlkampfBlüten
Eine Nachleſe

Der kirchliche Anzeiger der Städtpfarre Spaichingen
vom Samstag den 19. Mat enthält zum allgemeinen Miß
fallen aller freigeſinnten Katholiken folgenden „Ukas, des
Stadtpfarrers an die katholiſche Pfarrgemeinde:

„Vereinskalender“ Katholiſcher Arbeiterverein: Sonn
tag den 20. Mat nachmittags 3 Uhr Verſammlung mit
Beſprechung über das Freidenkertum und Bericht über
die Bezirkskonferenz in Deilingen Katholiſche Arbeiter
20. Mai iſt Wahltag. Das Wahlrecht ruft die Wahlpflicht.
Wähle nach deinem chriſtlichen Gewiſſen! Auch der Wahl
zettel kommt einmal ins Gericht Gottes. Was für
den katholichen Arbeiter gilt, gilt auch ſelbſtverſtändlich für
jeden andern Katholiken

Jn Stockach hat der Pfarrer Stehle nachſtehende
Rundſchreiben an die Gemeindeangehörigen erlaſſen:

„Liebe Pfarrangehörige! Die Leidenſchaften des Wahl
kampfes haben manche Gemüter fo verwirrt, daß ich mich
gezwungen ſehe, in letzter Stunde ein klares und unzwei
deutiges Wort an euch zu richten.

Der zu wählende Reichstag hat nicht nur über
Steuern und Abgaben zu beſchließen, ſondern er macht auch
Geſetze über Kirche und Schule. Sind die Abgeordneten
Kirchenfeinde oder ſchlechte Chriſten, ſo werden die kirchen
politiſchen Geſetze ebenſo kirchenfeindlich und ſchlecht

2. Aus dieſem Grund darf ein Katholik ſeine Stimme
niemals einer ausgeſprochen kirchenfeindlichen Partei geben.
Tut er es in klarer Erkenntnis doch, ſo iſt ſeine Hand
lungsweiſe eine ſchwere Verſündigung gegen Gott, die
Kirche und ſeines katholiſchen Glaubens Ein ſolcher
Wähler oder eine ſolche Wählerin ſchließt ſich ganz
von ſelbſt von den heiligen Sakramenten aus und
kann nie ein Ehrenamt in der Kirche bekleiden.

3. Es iſt auch ſündhaſt und ungerecht, ſeine Stimme
einer Partei zu geben, die je nach Laune urd Vorteil bald
für, bald gegen die Kirche ſtimmt.

Liebe Pfarrangehörige! Erſt in dieſen öffentlichen
Kämpfen zeigt ihr, ob euch euer katholiſcher Glaube mehr
wert iſt als Geld, und ob ihr treu zu euren Seelſorger
ſteht, wie ihr es verſprochen habt Laßt euch nicht irre
führen, der Herrgott findet und richtet jeden.“

Keudell und die völkiſchen Studenten
Woher ſtammen die Gelder

Wirleſenim, Nachrichtendienſt des Deutſchen Studenten

verbandes
Alle deutſchen Länder mit Ausnahme von Bayern,

Württemberg und Thüringen haben die Erhebung von
Zwangsbeiträgen für die völkiſche Deutſche Studentenſchaft
ünterſagt. Trotzdem beſteht die Zentrale der Deutſchen
Studentenſchaft in Charlottenburg unverändert fort. Wie
der Deutſchen Studentenverband aus zuverläſſiger Quelle
erfährt, erfolgt jetzt die Finanzierung der Deutſchen Studenten
ſchaft zum Teil durch rheiniſche Großinduſtrielle. Die Etat
mittel für das Amt für politiſche Bildung hat die Deutſche
Studentenſchaft geſtrichen, trohdem wird dieſe aber in näch
ſter Zeit drei politiſche Schulungswochen veranſtalten. Es
wird außerdem bekannt, daß bereits die letzte Schulungs
tagung der Deutſchen Studentenſchaft nicht von dieſer
ſinanziert wurde, ſondern daß hierzu ſowohl der Reichs
miniſter von Keudell, als auch das Thüringiſche Mini
ſterium ihr Scherflein beigetragen haben ſollen. Herr von
Keudell will ſich übrigens auch noch in einer anderen
Angelegenheit für ſeine ſtudentiſchen Frunde bemühen; das
Deutſche Hochſchulamt für Leibesübungen, an dem bisher
die Deutſche Studentenſchaft maßgeblich und finanziell be
teiligt war, ſoll in Zukunft gleichfalls aus dem Miniſterium
des Jnnern von Herrn von Keudell unterſtützt werden.
Wenn auch die Wahlen den Förderer der völkiſchen
Student enſchaft nicht allzu lange mehr in ſeinem Wini
ſterium wirtſchaften laſſen werden, ſo iſt doch die Mit
teilung dieſer Dinge notwendig Zum mindeſten wird
d beteiligten Kreiſen Gelegenheit gegeben, ſich dazu zu
ußern.“

Wirtſchaftspolitiſche Aufgaben
des neuen Reichstags

Daß die Schwächung der parlamentariſchen Mitte die Au
ſichten einer ſachlich zureichenden Löſung der vor uns ſtehenden
wirtſchaftspolitiſchen Aufgaben außerordentlich erſchwert, darüber
iſt gar kein Zweifel. Liebesgabenpolitik anſtelle jener Grundſatz
politik, die aus der Lage der Wirtſchaſt die ſachlich gebotenen
Zielſetzungen erkennt und an ihnen feſthält, iſt von jeher eine
Vorliebe der politiſchen Extreme geweſen. Die deutſchnativnal
beeinflußte Reichsregierung und Reichstagsmehrheit hat Liebes
gabenpolitik getrieben, hat die Erlaubnis gewiſſer reaktionärer
Kreiſe zur Mitarbeit am republikaniſchen Staate durch Geſchenke
erkaufen müſſen und hat auch eine Soztalpolitik getrieben, der man
deutlich die Abſicht anmerkt, durch Liebesgaben das Mißtrauen der
werktätigen Bevölkerung gegen die ſoziale Geſinnung der Deutſch

renationalen Volkspartet zu widerlegen. Wird es jetzt anders werden

in die Wirtſchaſt noch nicht vorüber iſt. Auch die Soſiald
krakie beſitzt nicht die innere Freiheit, wirtſchaftspol tiſche
rein ſachlich zu ſtellen und zu löſen, eine Freiheit, wiemodernen Liberalismus allein eigen ſein kann. Denn dieſer
nicht jene ungebundene Zügelloſigkeit des Erwerbsſtreben
ohne Rückſicht auf die Intereſſen der Allgemeinheit auf dere
Seite wirtſchaftlich anerkennenswerte Leiſtüngen, auf der and
dafür aber nur Spannungen, Unzufriedenheit und jene ver
ſelte Stimme ng breitteſter Schichten ſchafft, aus der ſchüe
Kräfte wachſen, die jede Ordnung der Wirtſchaft und des S
gefähr en. Moderner Liberalismus das heißt Freiheit n
lichen Arbeit auf dem Gebiete der Wirtſchaftspolitik, Unabhän
keit von Sonderwünſchen, mögen ſie nun von engeren oderh e er litiſcheteſten Jntereſſengruppen geäußert werden, bedeutet Anerkenn einmal
einer über den Intereſſen ſtehenden, ſie im Endziel verſöhne en
Objektivität der wirtſchaſtspolitiſchen Führung. Das gill ſo Mich i
auf dem Gebiete der Handelspolitik der Steuer und Finan e woſanlilik wie auf dem der Sozialpolitik, deſſen Aufgaben h n halt
moderne Liberalismus nicht entziehen, ſondern die er ſachliche
ſen will, um gerade dadurch ein Maß von ſozialpolitt
Zuverläſſigkeit zu beweiſen, das von niemanden überkroſfen
den kann. Weil das der Fall iſt, darf die Schwächung der
lamentariſchen Mitte mit Recht als ein ſachlicher Verluſt
die deutſche Wirtſchaft bezeichnet werden und es muß in
Intereſſe erwartet werden, daß die liberalen Kie e
m Parlament die Notwendigkeit erkennen, den al
mäßigen Verluſt durch feſteren Zuſammenhalt und klare Her
arbeitung objektiv verbindlicher Zielſetzungen wettzumg
Der Aufgabenkreis iſt groß und die einzelnen Aufgaben
dringlich genug, um die Forderung auf Zuſammenfaſſung
wirtſchaftspolitiſchen Kräfte zu rechtfertigen Der neue Reich
wird ſich auf dem Gebiete der Finanzpolitik mit der außer
lich ſchwierigen Aufgabe zu befaſſen haben, die deutſche Wirt
nicht nur, ſoweit überhaupt unter der Vorausſetzung einer Die Sorge
waltungsreform möglich, von dem ungeheuren Steuerd rmeidliche
ſondern vor allem auch von der Vielzahl der Steuern und mmer eranlagungen und der damit verbundenen Reibung und Leer b im ſark
arbeit zu entlaſten. Das Steuervereinheitlichungsgeſetz d jeßt ſtar
Verabſchiedung der letzte Reichstag nicht zuſtande brachte Hoffnung,
ebenſo wie die zwangsläufige Neuvorlage des endgült erung voll
TFinanzausgleichs Gelegenheit geben, alle die großen hif Veſprech
zuſammenhängenden Reformfragen zu behandeln. Nicht en r
wird durch die Steigerung der VReparationsannuttaäf indliche i
kommenden Jahr und durch die immer weitergehende Verwir (lerdings d

des Transſerproblems der Reichstag irgendwann einma ſhuſſes in
Reuordnung der Reparationsfrage, wenn auch kaum aus eic ſ. ten FliJnitiative, ſo doch auf die Initiative der Reparationsgläu n
hin Stellung nehmen müſſen. Nach wie vor bleibt die Weneralang
wirtſchaſtspolitiſche Aufgabe Deutſchlands die Senkung doch
Produktionskoſten. In dieſer Beziehung hat der alte Veich Stimmung
völlig verſagt. Der Ablauf des Zolltarifgeſetzes wird Koalitinach dieſer Seite hin Gelegenheit geben, das Inſtrument n
deutſchen Handelsvertragspolitik aus dem bisherigen Zuſtand werden
Liebesgabenverteilungsſchlüſſels zu einem ſachlich zureiche rlich, daß
Verhandlungsinſtrument zu machen. Der neue Reichstag de Forde
ſich auch mit der Kartellfrage beſchäftigen müſſen. Mich Ldoch in
Sinne einer demagogiſchen Hetze gegen das Kartellweſen, ſo 5Unter Anerkennung der Vielgeſtaltigkeit der Kartellformen htet. Ma
Verſchiedenartigkeit ihres wirtſchaftlichen Einfluſſes, unter Scho keiten de
berechtigter Jntereſſen, aber doch auch mit dem Ziele, den Martei ſelbſ
brauch wirtſchaftlicher Machtſtellungen dort zu ſerſonalfkämpfen, wo er Allgemeinintereſſen ſchädigt. Den u
übermäßige Bürokratiſierung der leitenden Jnſtanzen der deu noch vor
Produktion und des Abſahes iſt auf die Dauer angeſichte e ſich WRotwendigkeit, die deutſche Wirtſchaft auf die vielen nene
rungen des Weltmarktes ein und umzuſtellen, die ohne m fur
Zutun während des Krieges und nach ihm ſich vollzogen h n
höchſt bedenklich. Auch auf dem Gebiete der Sozialpolitik h die Abſic
Aufgaben, deren Löſung das jetzt auf dieſem Gebiete ülern, außer
Schematiſteren vermeiden muß. Schließlich kommt es auch kommt
im Grunde doch darauf an, daß die für ſoziale Zwecke a daßWirlſchaft genoinmenen Mittel nach dem Geſichtspunkt hö daß wa
Zwechmaßigkeit verwandt werden. Eine Art Rattonaliſterun n ihren
ſoztalpolitiſchen Betriebes iſt im Intereſſe der vor den S e
politik zu unterſtützenden Volksſchichten dringend zu fo Verteilun
Es handelt ſich alles in allem um einen Kreis von Aufgabe ſam Einnerlich ſo ſlark miteinander zuſammenhängen, daß ma a e
Intereſſe ihrer volkswirtſchaftlich zureichenden Erledigung n des R
muß daß diejenigen Kräfte ſich im Reichstag zuſammenſi ene Geſun
die eine erfolgreiche wirtſchaftspolitiſche Arbeit zu leiſten ein klei

mögen. H. Hoch einwiſſen wi

M hingeben,Bezirk Halle
k Pegierun

Falkenberg. Freitag, den 8. Juni, Mitglied nerurverſammlung. Die Verſammlung wird ſich mit en Koalit
tigen Fragen aus dem Wahlergebnis beſchäftigen. Red. Pan

t r ReichDer Bezirksvorſitzende Renker.
ſiſidenter

Halle. Die Geſchäſtsſtelle iſt zurzeit mit einer zu
menſtellung des Wahlergebniſſes in ſämtlichen Kreiſen enen i
Bezirkes und für alle Orte, an denen unſere Redner n hat.
ſprochen haben, beſchäftigt. Es wäre ſehr wünſchen m
daß auch in jedem Kreisverein ſeitens des Vorſtande um ln
gleiche Zuſammenſtellung für den Kreis erfolgte In in
werden wir doch die Freunde im Lande zu einem Vertr ſie d
tag nach Halle bitten müſſen, auf dem dann ein Aust das
der Erfahrungen im Wahlkampf erfolgen muß. Dabei kö e ande
die Zuſammenſtellungen eine gute Handhabe bieten. b Hi

Für heute bringen wir einen Artikel unſeres Pe Ich e
freundes Keilholz in Bad Schmiedeberg, der ſehr dhe an

e

7 iter oRichtiges enthält. Wir wären dankbar, wenn auch an n ne
Freunde aus dem Bezirk ihre Anſicht äußern würden. ind

o

Romdopath docke mee
nnnhneh Aranſenehandiun
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Magdeburs inmoſMobnun Maahen, Prälatenstrahe d n
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Zubehor in Sprechſtunden rarnunteread z

infamilt mnabare e Herren mit guten Beziehungen Niten G
unter der Erde Landwirtſchaft zwecks wäggön i eigen

ab Junt zu ver Lieferung von ageben an ruhige, a ihnvertrauenswür d Spelsehkartoſreln III wird di
dige Famitle. geſucht. Spätere Filialübertre n de

Schriftliche Be möglich. Telefoniſche Preisoffert n h
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